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Kleine Anfrage 1099 
des Abgeordneten Lars Günther (AfD-Fraktion) 

an die Landesregierung 

Bau von fünf Windrädern des Großanlagentyps VESTAS 172 im Bad Freienwalder 
Ortsteil Hohensaaten 

In Hohensaaten, einem Ortsteil der Stadt Bad Freienwalde (Oder), beabsichtigt die KINESIS 
Windpark 1 GmbH die Aufstellung und den Betrieb von fünf circa 261 Meter hohen Windrä-
dern des Typs VESTAS 172. Während diverse Stellen des Landkreises Märkisch-Oderland, 
das Brandenburgische Landesamt für Denkmalpflege und Archäologisches Landesmuseum 
(BLDAM), das Bundesamt für Infrastruktur, Umweltschutz und Dienstleistungen der Bun-
deswehr (BAIUD), die Gemeinsame Landesplanungsabteilung, der Kampfmittelbeseiti-
gungsdienst der Landespolizei, das Landesamt für Arbeitsschutz, Verbraucherschutz und 
Gesundheit, die Gemeinsame Obere Luftfahrtbehörde Berlin-Brandenburg, das Referat T23 
des Landesamtes für Umwelt und der Landesbetrieb Straßenwesen das Projekt für jeweils 
einschlägig zulässig einstufen, existieren dennoch Vorbehalte und ausdrückliche Ableh-
nung. 
 
Die Regionale Planungsgemeinschaft Oderland-Spree weist abseits bisher betrachteter ge-
nehmigungsrechtlicher Fragen darauf hin, dass Beeinträchtigungen des Biosphärenreser-
vates Schorfheide-Chorin möglich seien und eine vertiefte Natura-2000-Verträglichkeitsprü-
fung erforderten. Das Gebiet sei für Windenergienutzung im Ergebnis der gebietsbezoge-
nen Umweltprüfung für die Konzentration von Windenergieanlagen nur „mäßig geeignet“. 
Im selben Kontext betreibt das Land Brandenburg aufgrund gegebener Notwendigkeit die 
Staatliche Vogelschutzwarte mit Schlagopferüberwachung, zentraler Fundkartei und stan-
dardisierter Erfassung von Kollisionsopfern an Windrädern. 
 
Die Stadt Bad Freienwalde (Oder) selbst bzw. deren Stadtverordnetenversammlung fasste 
am 9. November 2023 den Grundsatzbeschluss, Windrädern im gesamten Gemeindegebiet 
samt Ortsteilen kein Einvernehmen zu erteilen bzw. diese abzulehnen. Im Zuge dessen 
wurde zudem auf die mit damaligen 1,97 % bereits übererfüllte Vorgabe von 1,8 % Anteil 
von Windvorranggebieten an der gesamten festgesetzten Planungsfläche verwiesen. Nach 
deren Erreichung waren und sind neue Windräder grundsätzlich nur noch innerhalb von 
Vorranggebieten oder entsprechenden Plänen zulässig, was auf das Hohensaatener Vor-
haben bzw. Vorhabengebiet gemäß Teilregionalplan Oderland-Spree (Stand 29. Januar 
2024) nicht zutrifft. 
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Ich frage die Landesregierung: 

1. Welcher Akteur entscheidet angesichts der rechtlichen Zulässigkeit und trotz beschlos-
sener kommunalpolitischer Ablehnung letztlich über die Realisierung bzw. Nichtreali-
sierung des Vorhabens? 

2. Falls die (politische) Letztentscheidungskraft bei der Landesregierung bzw. den ihr un-
tergeordneten Behörden liegt: Auf Basis welcher Kriterien wird diese Entscheidung ge-
fällt? 

3. Wie würde sich die Landesregierung in einer Abwägung zwischen dem Gut der kom-
munalen Letztentscheidungskraft und dem Ideal der Erneuerbare-Energien-basierten 
Energiepolitik positionieren, wenn (wie in diesem Fall) bis zum 31. Dezember 2027 
keinerlei Flächenziele mehr zu erreichen sind? 

4. Welches Entscheidungsgewicht gegen die Vorhabenrealisierung kommt in einem sol-
chen Fall nach Ansicht der Landesregierung dem (sogar staatlich beaufsichtigten) 
Flugtierproblem zu, bei dem die Windvorrangflächenziele bereits übererfüllt sind und 
dessen dazugehöriges Vorhabengebiet laut Umweltprüfung nur „mäßig“ geeignet sei? 

5. Welche der Allgemeinheit zufallenden Kosten (Infrastrukturelles, Behördliches etc.) 
sind nach Kenntnis der Landesregierung mit der Vorhabenrealisierung verbunden? 

6. Erfordert die Vorhabenrealisierung nach Kenntnis oder zumindest Einschätzung der 
Landesregierung den Zubau bzw. die Einrichtung bisher nicht bestehender Strukturen 
(kein sofortiges „plug and go“)? 
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